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Satzung der Stadt Wuppertal über die 1. Verlängerung einer Veränderungssperre für 
das Grundstück Vogelsangstraße 144  in Wuppertal-Elberfeld vom 03.05.2016 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen Seite 666 / Geltende Gesetze und Verordnungen Nordrhein-Westfalen 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung 
kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
25. Juni 2015 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 2015, Seite 496), in 
Verbindung mit den §§ 14 Absatz 1, 16 Absatz 1 und 17 Absatz 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. September 2004 
(Bundesgesetzblatt I, Seite 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20.10.2015 (Bundesgesetzblatt I, Seite 1722), 
hat der Rat der Stadt Wuppertal am 02.05.2016 folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Die durch die Satzung der Stadt Wuppertal vom 29.04.2015, bekannt gemacht am 
06.05.2015, zur Sicherung der Bauleitplanung (Bebauungsplan 1200 - Vogelsangstraße / 
Vogelsangbach) erlassene Veränderungssperre für das Grundstück Vogelsangstraße 144 
 
Gemarkung Elberfeld 
Flur 36, 
Flurstücke 41 und 67  
 
wird um ein Jahr verlängert. Ein Lageplan, in dem die von der Veränderungssperre 
betroffenen Grundstücke gekennzeichnet sind, ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
 

§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 07.05.2016 in Kraft. Sie tritt mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes, spätestens jedoch mit Ablauf des 06.05.2017 außer Kraft. 
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Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauugsplanes 1200.

Geltungsbereich der Veränderungssperre

1. Verlängerung einer Veränderungssperre im Geltungsbereich des
Bebauugsplanes 1200 in Wuppertal-Elberfeld

Gemarkung Elberfeld
Flur 36
Flurstücke 41 und 67

Bebauungsplan  1200 - Vogelsangstraße / Vogelsangbach -

1200

Lageplan zur Veränderungssperre
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Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung NRW gegen die 
vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und 
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Der Lageplan liegt montags, dienstags, donnerstags und freitags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
und zusätzlich donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr (Feiertage ausgenommen) zur 
Einsichtnahme im Ressort Vermessung, Katasteramt und Geodaten, im Rathaus Wuppertal-
Barmen, Johannes-Rau-Platz 1 (Rathaus-Neubau, Eingang Große Flurstraße), 42275 
Wuppertal, Ebene 0, Zimmer C - 055, aus. 

 
---------------------------- 

Ich bestätige, dass 
 

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 
 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten 
worden sind und 

 
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss 

übereinstimmt. 
 
Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 02.05.2016  
beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
Wuppertal, den  03.05.2016 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Satzung der Stadt Wuppertal über die 2. Verlängerung einer Veränderungssperre für das 
Grundstück Otto-Hausmann-Ring 112  in Wuppertal-Elberfeld vom 03.05.2016 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen Seite 666 / Geltende Gesetze und Verordnungen Nordrhein-Westfalen 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung 
kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 25. Juni 
2015 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 2015, Seite 496), in Verbindung mit 
den §§ 14 Absatz 1, 16 Absatz 1 und 17 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung der Neufassung vom 23. September 2004 (Bundesgesetzblatt I, Seite 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20.10.2015 
(Bundesgesetzblatt I, Seite 1722), hat der Rat der Stadt Wuppertal am 02.05.2016 folgende 
Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
 
Die durch die Satzung der Stadt Wuppertal vom 30.04.2014, bekannt gemacht am 07.05.2014, zur 
Sicherung der Bauleitplanung (Bebauungsplan 654 – Otto-Hausmann-Ring - 1. Änderung) 
erlassene Veränderungssperre für das Grundstück Otto-Hausmann-Ring 112,  
 
Gemarkung Elberfeld,  
Flur 426,  
Flurstücke 642, 643 sowie Teile aus 228 und 650,  
 
welche durch Satzung der Stadt Wuppertal vom 29.04.2015, bekannt gemacht am 06.05.2015 um 
ein Jahr verlängert worden ist, wird um ein weiteres Jahr verlängert. Ein Lageplan, in dem die von 
der Veränderungssperre betroffenen Grundstücke gekennzeichnet sind, ist Bestandteil dieser 
Satzung. 
 
 

§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 08.05.2016 in Kraft. Sie tritt mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes, spätestens jedoch mit Ablauf des 07.05.2017 außer Kraft. 
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Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauugsplanes 654 - 1. Änd.

Geltungsbereich der Veränderungssperre

2. Verlängerung einer Veränderungssperre für das Grundstück
Otto-Hausmann-Ring 112 in Wuppertal-Elberfeld

Gemarkung Elberfeld
Flur 426
Flurstücke 642, 643 sowie Teile aus 228 und 650

Bebauungsplan  654 - Otto-Hausmann-Ring -  1. Änderung

654

Lageplan zur Veränderungssperre
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Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung NRW gegen die 
vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und 
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Der Lageplan liegt montags, dienstags, donnerstags und freitags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
und zusätzlich donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr (Feiertage ausgenommen) zur 
Einsichtnahme im Ressort Vermessung, Katasteramt und Geodaten, im Rathaus Wuppertal-
Barmen, Johannes-Rau-Platz 1 (Rathaus-Neubau, Eingang Große Flurstraße), 42275 
Wuppertal, Ebene 0, Zimmer C - 055, aus. 

 
---------------------------- 

Ich bestätige, dass 
 

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 
 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten 
worden sind und 

 
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss 

übereinstimmt. 
 
Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 02.05.2016  
beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
Wuppertal, den  03.05.2016 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Satzung der Stadt Wuppertal über eine Veränderungssperre für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 1224 – Uellendahler Straße / nordöstl. Bornberg – in 
Wuppertal-Uellendahl / Katernberg vom 03.05.2016 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen Seite 666 / Geltende Gesetze und Verordnungen Nordrhein-Westfalen 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 25. Juni 2015 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 2015, Seite 496), in Verbindung mit den §§ 
14 Absatz 1, 16 Absatz 1 und 17 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung der Neufassung vom 23. September 2004 (Bundesgesetzblatt I, Seite 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20.10.2015 
(Bundesgesetzblatt I, Seite 1722), hat der Rat der Stadt Wuppertal am 02.05.2016 folgende 
Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Die in § 2 genannten Grundstücke liegen im Geltungsbereich des Baubauungsplanes 1224 – 
Uellendahler Straße / nordöstl. Bornberg – in Wuppertal-Uellendahl / Katernberg für den die Stadt 
Wuppertal am 25.02.2016 die Aufstellung beschlossen hat. Zur Sicherung der Planung in dem 
künftigen Planbereich wird eine Veränderungssperre erlassen. 
 
 

§ 2 

 

(1)  Von der Veränderungssperre sind folgende Grundstücke an der Uellendahler Straße /  
       nordöstl. Bornberg in Wuppertal-Uellendahl / Katernberg betroffen: 
 
       Gemarkung: Elberfeld 
       Flur:   31 
       Flurstücke:   12, 13/8, 13/14, 106, 117, 140, 147, 215, 216, 222, 223, 224, 225, 227, 228, 
           229, und 230 
       Flur:   24 
       Flurstück:   195 
 
 
(2)  Ein Lageplan, in dem die von der Veränderungssperre betroffenen Grundstücke  
      gekennzeichnet sind, ist Bestandteil dieser Satzung. 
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§ 3 

 

(1)  In dem von der Veränderungssperre betroffenen künftigen Planbereich dürfen 
 

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden 
 

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken oder 
baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigenpflichtig sind, nicht vorgenommen werden.  

 
(2)  Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der  
       Gemeinde eine Ausnahme zulassen, wenn überwiegend öffentliche Belange nicht 
       entgegenstehen.  
 
(3)  Von der Veränderungssperre werden nicht berührt: 

 
a) Vorhaben, die vor Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 

worden sind. 
 

b) Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis 
erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
hätte begonnen werden dürfen. 
 

c)  Unterhaltungsarbeiten und 
 

d) die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung. 
 
 

§ 4 
 

(1)   Die Veränderungssperre tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 
(2)   Sie tritt sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist außer Kraft, 
spätestens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren, wobei auf die Zweijahresfrist der seit der Zustellung 
der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene Zeitraum 
anzurechnen ist. 
 
 
 
 
Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung NRW gegen die 
vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 
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b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und dabei 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Der Lageplan liegt montags, dienstags, donnerstags und freitags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
zusätzlich donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr (Feiertage ausgenommen) zur Einsichtnahme im 
Ressort Vermessung, Katasteramt und Geodaten, im Rathaus Wuppertal-Barmen, Johannes-Rau-
Platz 1 (Rathaus-Neubau, Eingang Große Flurstraße), 42275 Wuppertal, Ebene 0, Zimmer C - 055, 
aus. 
 

---------------------------- 
Ich bestätige, dass 
 

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 
 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten 
worden sind und 

 
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss 

übereinstimmt. 
 

 
Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 02.05.2016 
beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
 
Wuppertal, den  03.05.2016 
 
 
gez.  
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen  
 
 
Aufstellungsbeschluss eines Bauleitplanes 
 
Bebauungsplan 1222 – Monschaustraße Süd – mit Berichtigung 
des Flächennutzungsplanes Nr. 107B 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt Wuppertal hat in 
seiner Sitzung am 21.04.2016 nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplans 
Bebauungsplan 1222 – Monschaustraße Süd – 
gefasst:  
 
1. Der Geltungsbereich umfasst die Baugrundstücke nordöstlich der Monschaustraße im Bereich 

der Hausnummern 10 bis 30 sowie der Gärtnerstraße 19 und 21 in Wuppertal–Ronsdorf (siehe 

Anlage) 

 

2.  Die Aufstellung des Bebauungsplanes 1222 - Monschaustraße Süd – wird für den, unter Punkt 1 

genannten erweiterten Geltungsbereich gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. 

 

3. Das Verfahren wird als Verfahren der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB durchgeführt. Von 

der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 

Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten von umweltbezogenen Informationen 

verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB wird 

abgesehen. Das Monitoring gemäß § 4c BauGB ist nicht anzuwenden.  

 

4. Von der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wird abgesehen. 
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Planungsziel:  Erweiterung des Geltungsbereiches, um auch die Bebauung nordwestlich des  

   bisherigen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 1222 – Monschaustraße –  

   städtebaulich verträglich zu steuern. 

Die öffentliche Auslegung des genannten Bebauungsplans erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekannt gemacht wird. 
 
 
 
 
                                   ----------------------------------------- 
 
Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

                                                ----------------------------- 

Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungsbeschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des 

Rates der Stadt ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden 

sind und 

- der Wortlaut der beiliegenden Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungsbeschluss des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt  übereinstimmt. 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates 
der Stadt in seiner Sitzung am 21.04.2016 gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu weiteren Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
 
Wuppertal, den 03.05.2016 
 
 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen  
 

Aufstellung von Bauleitplänen  
 
Bebauungsplan 1227 – Hahnerberger Straße / westlich Görresweg – 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt Wuppertal hat in 
seiner Sitzung am 21.04.2016 nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplans 
Bebauungsplan 1227 - Hahnerberger Straße / westlich Görresweg - 
gefasst:  
 
1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 1227 - Hahnerberger Straße / westlich Görresweg - 

erfasst einen Bereich westlich der Hahnerberger Straße  (Grundstücke Hahnerberger Straße 83 bis 
111)  und östlich der Wohnbebauung Görresweg. Dies ist in der Anlage 01 näher kenntlich 
gemacht. 

 

2. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 1227 - Hahnerberger Straße / westlich Görresweg - wird für 
den unter Punkt 1. genannten Geltungsbereich gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.  

 

3. Das Planverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB im Zusammenhang mit § 9 
Abs. 2a BauGB durchgeführt. Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten von 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. Das Monitoring gemäß § 4c BauGB ist nicht 
anzuwenden. Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 
Abs. 1 BauGB wird abgesehen. 
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Planungsziel:  Steuerung der Einzelhandelsentwicklung im Sinne des kommunalen  

             Einzelhandelskonzepts der Stadt Wuppertal. 

 
Die öffentliche Auslegung des genannten Bebauungsplans gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgt zu einem 
späteren Zeitpunkt, der besonders bekannt gemacht wird. 
 

    ------------------------------------------ 

Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

                                                ----------------------------- 

Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungsbeschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des 

Rates der Stadt ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden 

sind und 

- der Wortlaut der beiliegenden Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungsbeschluss des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt  übereinstimmt. 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates 
der Stadt in seiner Sitzung am 21.04.2016 gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu weiteren Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
 
Wuppertal, den 03.05.2016 
 
 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen  
 

Aufstellung eines Bauleitplanes  
 
Bebauungsplan 1231 – Friedenshort – 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt Wuppertal 
hat in seiner Sitzung am 21.04.2016 nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung des 
Bebauungsplans 1231 – Friedenshort - 
gefasst:  
 

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 1231 umfasst die Flächen nördlich der 
Grundstücke Friedenshort 64 und 66, einschließlich des Grundstückes des 
Altenheimes Friedenshort 80 sowie östlich der Straße Friedeshort, wie in der Anlage 
1 dargestellt. 

2. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 1231 – Friedenshort – wird für den, unter dem 
Punkt 1 genannten Geltungsbereich gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. 

 

 

Planungsziel:  Erweiterung des Altenheimes „Friedenshort“ und Ausweisung einer  

Wohnbaufläche 
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Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

                                                ----------------------------- 

Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungsbeschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen 

des Rates der Stadt ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten 

worden sind und 

- der Wortlaut der beiliegenden Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungsbeschluss des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt  

übereinstimmt. 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen 
des Rates der Stadt in seiner Sitzung am 21.04.2016 gefasst hat, wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu weiteren Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet 
unter: http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
Wuppertal, den 03.05.2016 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen  
 

Aufstellung zur Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
106. Flächennutzungsplanänderung - Friedenshort -- Aufstellungsbeschluss – 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt Wuppertal 
hat in seiner Sitzung am 21.04.2016 nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung der 106. 
Flächennutzungsplanänderung – Friedenshort - 
gefasst:  
 

1. Der Geltungsbereich der 106 Flächennutzungsplanänderung umfasst die Flächen der 
Grundstücke Friedenshort 64 und 66, sowie nördlich darüber liegenden Grundstückes 
bis an die Grenze des Grundstückes des Altenheimes Friedenshort 80, wie in der 
Anlage 1 dargestellt. 

2. Die Aufstellung der 106 Flächennutzungsplanänderung wird für den unter Punkt 1 
genannten Geltungsbereich beschlossen.  

 

 

Planungsziel   Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine wohnbauliche 

                          Nutzung   
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Hinweise: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

                                                ----------------------------- 

Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungsbeschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen 

des Rates der Stadt ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten 

worden sind und 

- der Wortlaut der beiliegenden Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungsbeschluss des 

Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen des Rates der Stadt  

übereinstimmt. 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen 
des Rates der Stadt in seiner Sitzung am 21.04.2016 gefasst hat, wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 
 
Informationen zu weiteren Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet 
unter: http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 
 
Wuppertal, den 03.05.2016 
 
gez. 
Andreas Mucke 
Oberbürgermeister 
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Veröffentlichung der Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
 
hier: Antrag der Wuppertaler Stadtwerke AG, Bromberger Str. 39 - 41, 42281    

Wuppertal auf teilweise Aufhebung der Gewässereigenschaft des Ge-
wässers Mühlengraben, Abschnitt  III, gemäß § 68 Abs. 2 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) 

 
 
Die Wuppertaler Stadtwerke AG, Bromberger Str. 39 - 41, 42281 Wuppertal, hat mit Datum 
vom 6.Oktober 2015 den Antrag gestellt, gemäß § 68 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
durch Genehmigung festzustellen, dass der Abschnitt des Gewässers Mühlengraben, der sich 
von der Großen Flurstraße bis zum Steinweg erstreckt (Abschnitt III), keine Gewässereigen-
schaft mehr besitzt. Der Gewässerabschnitt ist faktisch bereits Teil der in der Stadt Wuppertal 
betriebenen öffentlichen Einrichtung zur Beseitigung von Niederschlagswasser. 

 
Das Vorhaben ist in der Anlage 1 (Nr. 13.18.1) Spalte 2 zu § 3 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 
24.2.2010 (BGBl. I, S. 94) aufgeführt. Hiernach ist durch eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls zu ermitteln, ob das Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. Das 
Vorhaben bedarf dann der Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn eine überschlägige Prüfung 
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien ergibt, dass das Vor-
haben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 12 UVPG zu be-
rücksichtigen wären. 
 
Das Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls ist, dass das Vorhaben keiner Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bedarf, weil aufgrund seiner Art, der Größe und dem Standort des 
Vorhabens mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, die nach § 12 UVPG zu be-
rücksichtigen wären, nicht zu rechnen ist. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 
 
Wuppertal, den 20.04.2016    Der Oberbürgermeister 

-Untere Wasserbehörde- 
 
i.V. 
 
gez. 
 
 
Meyer 
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